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enumsatzsteuerundGemeindebetriebe.UnterFührungihresObmannes,
Gestern

österreichischenStädtebundesbeimBundesfinanzministerDr. Kienböckvor ,
ummitihmüberdieBefreiungderGemeindebetriebevonderam.April
inKrafttretendenWarenumsatzsteuerzuverhandeln.

VBEmmerlingwiesdaraufhin,daßschonbeiderBeratungderWaren¬dieumsatzsteuerindengesetzgebendenKörperschaften. ( Ge- ¬
meindenderAnschauung waren ,daßdieGemeindebe-¬
triebe ,dieeinesohervorragendeRolleimgesamtenWirtschaftsleben
spielen,vondieserArtderBesteuerungausgenommenwerdenwürden.Dies

sei jedochleidernichtgeschehen.DasGesetzgehtsogarsoweit ,das
dieLeistungenderGemeindenaufsanitäremGebietwiez .B .Volksbäder,

Wasserversorgung,KehrrichtundFäkalienabfuhr,fallsdafurGebühren
eingehebenwerden,derWarenumsatzsteuerunterliegen.InrichtigerEr-¬
kenntnisdergreßensozialenBedeutunghatdieBundesregierungdieBeför-gehendzu.unterstützen.FürdieMitwirkungseienEntschädigungenvonderungvonPersonenundSachendurchdenBund,dieLänder,Bezirkeund
GemeindenvonderWarenumsatzsteuerausgenemmen,EskannkaumeinZwei-¬
fel obwalten ,daßauchalle sonstigenBetriebederGemeindendieselbe
großesezialeBedeutungbesitzen,wiedieVerkehrsbetriebeweshalb
ihreungleicheBehandlungunverständlichundungerechtist InDeutsch¬
landhatdieRegierungdieseRücksichtwaltenlassen;dertsinddieEr-¬
zeugnissederstädtischenGaswerkevonderWarenumsatzsteuerausgenemmen.
geneGaskohleunddas Gasvonder Steuer frei .Ebensesind in Deutschlandmehrungsei aber dieser komplizierteDienstkeinesfalls zuleisten .

auchdievonöffentlichenKörperschaftenbetriebenenElektrizitätswerkevonderWarenumsatzsteuerbefreit ,ManhatalseimDeutschenReicheaus
derErkenntnisdergregenvelkswirtschaftlichenBedeutungderKehlenver-¬richtigen .gasungundElektrizitätsversergungdie Schlüsseinder
Steuergesetzgebunggezogen.Esbrauchtkaumbesondersbetontzuwerden,
einGebotseinsollte ,weildenSeutschenGasundElektrizitätswerken
derRonstaffimInlandzurVerfügungstehtwährendOesterreichbisauf
geringeMangendieKohleausdemAuslandbeziehenmuß,

DieGeschäftsleitungdesDeutschösterreichischenStädtebundesver-¬
kenntkeineswegsdiefianziellenSchwierigkeitenderBundesregierung,AlssichgesternmiteinigenVorlagen,diederFörderungderSiedlungsbe-¬VertreterinderdeutschösterreichischenGemeindenmußsieaberdochda¬
raufhinweisen,daßvorallemGasundElektrizitätindeneinzelnenBun-¬
desländernbereitseinersehrhohenBesteusrungunterliegen;beträgtdoch

zu30ProzentdesjeweiligenPreisesWenndazununnochdiewarenumJahrebetrugundjetzt auf30bis40Jahrefestgesetztwerdenwoll
satzsteuereingehobenwerdensoll ,somußdurchdieseDoppelbesteuerung

umsoungünstigeaufdenKonsumeinwirkenwirdals sichbeider
Kohle ,mitderenWettbewerbdiestädtischenGasundElektrizitäts-¬

auchbeiderVerwertungderNebenprodukteempfindlichgeschädigtwer-¬
den ,dafürdieseProduktediePreisedesAuslanesmaßgebendsind;
dieseSchädigungwürdeinsbesonderebeiderAusfuhrderartigerEre
zeugnissefühlbarwerden.

DieFolgenderWarenumsatzsteuerfürdiestädtischenGas-und
Elektrizitätswerkelassensichalsokurzwiefolgtzusammenfassen:
BedeutendeMinderungderKonkurrenzfähigkeitgegenüberderKohleals
Heiz-undTriebstoff,dahergesteigerteEinfuhrvonKohleaudemauedeneinzelnenSiedlungsgenossenschaftenundKleingartenvereinenBauhüt-¬landunddadurchVerschlechterungunsererHandelsbilanz;HerabsetzungteninderFormkurzfristigerNaturalkreditegewährtwerden.
esErträgnissesderstädtischenWerke,daherEntfallanEinnahmenfür
dieGemeindenundSinkenderErwerbssteuerleistungderstädtischenUn-

GestütztaufdiesereinvolkswirtschaftlichenErwägungen,denen
dieRegierungeninDeutschlandundUngarnFechnunggetragenmben,
hofftdieGeschäftsleitungdesDeutschösterreichischenStädtebundes ,
dems lebedeutendenGemeindendesDundesstaatesageschlossensind,
daßdasBundesministeriumfürFinanzendenberechtigtenForderungen

VizebürgermeisterEmmerling,sprachdieGeschäftsleitungdesDeutschderGemeindennachBefreiungihrerUnternehmungenvonderWarenumsatz.steuerentsprechenwird.
InähnlichemSinnesprachensichauchdieübrigenStädtevertreter

gegendieAnwendungderWarenumsatzsteueraufdielebenswichtigenGe-¬
meindebetriebeaus .

FinanzministerDr.Kienböckerklärte,daßdieRegierungaufdiese
großeEinnahmenichtverzichtenkönne,Eswärdemöglichsein ,durch
PauschalierungundVereinfachungderEinhebungderneuenSteuerden
Gemeindebetriebenentgegenzukommen .DieBesteuerungdersanitärenLei-¬
steungenderGemeindenwerdevonderRegierungeinergenauenPrüfung
unterzogenunddenGemeindenindieserHinsichtEntgegenkommenbe¬

zeigtwerden.DerMinisterersuchtesodanndieGeschäftsleitungdes
Städtebundes,dieRegierungbeiderWarenumsatzsteuermöglichstweit-.

15undbei der Luxuswarenabgabevon40 Prozentvorgesehen .
DieMitgliederderAhordnungwiesendaraufhin ,dassdieseMitwir¬gresse SchwierigkeitenkungfürdieGemeinden/insichschliesseunddassinsbesonderediemitt

lerenundkleinenStädtenichtüberdenAbparatverfügen,derfüreinesomuhseligeundbisaufdieZwergbetriebesicherstreckendeArbeit
erforderlichist .SchongarnichtimAugenblicke,deebenjetztüber
WeisungderBundesregierungmitgrossenOpfernanAbfertigungen

AuchinUngarnläßtdasWarenumsatzsteuergesetzdieausdemAuslandbeze-eineinschneidenderPersonalabbauvollzogenwurde.OhnePersonalver-¬
EsergäbesichalsofürdieGemeindendiehöchstunerwünschteNotwen¬
digkeit ,unmittelbarnachdenunterschwerenKämpfendurchgeführten
EntlassungenNeuanstellungenvorzunehmen,ohnedieGewißheitzuhaben,obdieEinhebungsprozenteauchwirklichdecken.Esbestehefernerger
keineGewissheit,wielangederBundvondieserMitarbeitderGemeindendaßdiesin nochviel höheremGredefür die österreichischeFinanzverwaltun .Gebrauchmachenwerde ,währenddas PersonalprggmatischeRechteer - ¬

lange.DerMinistersagteauchindieserBeziehungdietunlichste
BerücksichtigungderGemeindeinteressenzu.
FürdieSiedlerDerGemeinderatsausschusfürWohnungswesenbeschäftigte
wegungdienensollen .VorallemwerdendievomGemeinderatimJahre1921
beschlossenenGrundsätzefür die Vergebungvon GemeindegründeninBau- ¬

rechtanSiedlungsgenossenschaftenabgeändert.DieseAenderungbetrifftdie Abgabeaus GasundStromgegenwärtigin einzelnenGemeindenbis einerseits eine Herabsetzungder Baurechtsdauer ,die früher 60 bis70

derseitseinesehrerheblicheHerabsetzungdesBauzinses.Dieserbetrug
eine wesentlicheVerteuerungder Gas -undStrompreiseeintreten die früher für die ersten 20 Jahre der Baurechtsdauer22 Prozent ,für diezwei

ten20Jahre3ProzentundfürdenRest32ProzentdesjeweiligenGrund-¬
wertes;erwirdnunmehreinkeitlichfürdieganzeBaurechtsdauerauf&Pro

werkezurechnenhaben ,dieVerteuerungdurchdieWarenumsatzsteuerSentdes1250fachenFriedenswertesderGründebestimmt.Mitdieser
in viel geringeremMaßeauswirkt .Dazukommtnoch ,das die GaswerkeganzbedeutendenErmässigungder Wert -undZinsberechnunghofft dieGe-¬

meinde,wieinderBegründungervorgehobenwurde,beispielgebendzu»Errichfung vonwirken.EinandererBeschlussbetrifftdieAktionzurFörderungder/Sied-¬
ler-undKleingärtnerhütten.ZudiesemZweckhatdeeGemeindevorkurzemdurchGemeinderatsbeschlussdergemeinwirtschaftlichenSiedlungs-und
Baustoffanstalt„Gesiba“einDarlehenvon2Milliardengewährt.Nunmehr

Grundsätzederhat der Gemeinderatsausschußfür Wohnungswesendie
DanachsollenVerwendungdiesesDarlehensfestgesetzt, vonder,Gesiba"

Die
BedignungendieserKreditewurdenimeinzelnengeregelt .

ternehmungen
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GegendenAbbauderLungenheilstätten.ImZugederErsparungsmassnahmen
die das Bundesministeriumfür soziale Verwaltungdurchführt ,ist auch
die Lungenheilstätte „ Spinnerin amKreuz "im 10 - Bezirkaufgelassen
wordenunddie 48 Barackenstehen nunseit geraumerZeit leer .Mitdie - ¬
ser AngeßegenheitbeschärtigtesichkürzlicheineaußerordentlicheSit
zungderBezirksvertretungFavoriten ,in derRednerallerParteien
aufdie schädlicheRückwirkungderAuflassungderLungenheilstätteauf
dieGesundheitderBevölkerunghinwiesenunddasVorgehenderdafür
verantwortlichenStellen verurteilten .Einhelligkamdie Meinungzum
Ausdruck,dassaufalle Fälleberhindertwerdenmüsse ,dassdieBarak-¬
ken an Spekulantenverkauft undso der Allgemeinheitentzogenwürden.
SchliesslichwurdeeinAntrageinstimmigangenommen,in demesheisst :

Die Baracken ,von denen bereits 3 verkauft sein sollen ,waren

für ihren Zweckgut geeignet ,mit Liegehallenundallennotwendigen
Einrichtungenversehenundauchgünstiggelegen,VieletausendLeicht-¬
erkranktefandendort PflegeundHeilung .Es ist zweifellos ,dassdie
Auflassungder Heibstättesich als unsozialeMassregeldarstellt ,die
geeignetist ,imHinblickaufdendurchdenKriegunddieNachkriggs-¬
zeit zerrüteten Gesundheitszustandder arbeitendenBevölkerunggerade-¬
zukatastrophalzuwirken .DieBezziksvertretungdes10. Bezirkeser-¬
hebtgegendieAuflassungderHeilstätteschärfstenProtestundbe-¬
schlie st an den HerrnBürgermeisterdas dringendeErsuchenzurichten ,
er mömit allen ihm zu Gebote stehenden Mittel bei denmassgeben - ¬
den Faktorendahin wirken ,dass der Betrieb derLungenheilstätte

diereaktiviert,etentuell48leerstehendenBarackenindasEigentum
derGemeindeWienübergebenwerden.

WienerKinderan die Ostsee .In der nächstenSitzungdesgemeinderätli -¬
chen Ausschusses für Wohlfahrtspflege kommtein Antrag zurBehandlung ,
der die Entsendungvon vorläufig 32 tuberkulosegefährdeten Kindernin
das Ostseebad Lensterhof vorsieht .Die Kinder werdendrei Monateanden
SeeverbringenunddamitwirklichausgiebigeGelegenheithaben ,sichzu
kräftigen undder sie bedrohendenKrankheitHerrzu werden .DieGemeind
ist bemüht ,dieseAktionnochweiterauszugestaltenundso auchaufdie
semWegedenKampfgegendie Tuberkulosezuführen.

Telephon-undStrassenverzeichnisdes21 .Bezirks.ImVerlagevonAle-¬
xanderEhrenreichist soeben ,versehenmiteinemVorwortdesPezirksvor
stehersFranzBretschmsider,einübersichtlichesTelephonbuchundStras
senverzeichnis des 21,Bezirks erschienen ,das für die Geschäftsweltund
die Bewohnerdieses Bezirkesals handlichesNachschlagebuchvonVorteir
sein wird .DerPreis beträgt 8000Kronen.
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